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Die SP Baselland – darin sind sich die
Kommentatoren einig – ist in der De-
fensive. Weshalb eigentlich?
Pia Fankhauser: Die Partei steht über-
haupt nicht in der Defensive. Im Gegen-
teil. Wir hatten eine Rekordteilnahme
an der Delegiertenversammlung, die Lis-
ten sind voll, es sind viele junge Leute
darauf zu finden, viele Fraue. Alle Ziele,
die wir uns gesetzt haben, haben wir lo-
cker erreicht.

Das kann für die Landratswahl zutref-
fen, aber wohl nicht für die Regierungs-
ratswahl?
Wir sind die einzige Partei, die an einer
Versammlung aus einer Auswahl mit
Regula Nebiker und Daniel Münger zwei
Kandidaten nominierte. Wären wir in
der Defensive, wären wir mit einer Per-
son in den Wahlkampf gezogen.

Die SP ist stark gestartet, scheint nun
aber an Schwung verloren zu haben.
Diesen Eindruck habe ich nicht. Wir ha-
ben einen Budgetantrag auf Prämienver-
billigung gestellt. Nächste Woche prä-
sentieren wir die Wohninitiative, die
von beiden unserer Kandidaten getra-
gen wird. Ich denke, wir haben unsere
Themen und transportieren sie auch.

Wer die Diskussion verfolgt, kann zum
Schluss kommen, es gebe nur ein The-
ma: Bildung.
Unser Bildungsdirektor Urs Wüthrich
ist seit gut einem Jahr das Ziel aller
möglichen Attacken. Es ist unsäglich,
wie sich die Bürgerlichen, allen voran
die FDP, im Landrat verhalten haben.

Der SP scheint es nicht zu gelingen,
diese politische Agenda aufzubrechen.
Das ist auch schwierig und bräuchte
Mittel, die wir nicht haben. Das Parteise-
kretariat zählt gerade mal zweieinhalb
Stellen.

Die Bürgerlichen haben die Reihen ge-
schlossen. Die SP tritt isoliert auf.
Wir wissen von unseren Standaktionen,
dass das Paktieren der bürgerlichen Par-
teispitze und die demonstrierte Einheit
bei den Mitgliedern der Mitteparteien
ganz schlecht ankommen. In konkreten
Fragen besteht diese häufig gar nicht.
Und: Ja, in der Öffentlichkeit werden
wir isoliert wahrgenommen. Aber wir
sind mutig genug, unsere Position zu
verteidigen. Wir machen nicht Päck-
chen auf Vorrat.

Keine Angst, von den Wählern dafür
abgestraft zu werden?
Die eigentliche Wahl findet jeweils zu
Hause statt, wenn der Wahlzettel ausge-
füllt wird. Und da weiss ich aus der Er-

fahrung meines eigenen Wahlkampfes
vor vier Jahren, dass es ganz anders her-
auskommen kann. Da dachte auch nie-
mand, dass Isaac Reber von den Grünen
gewählt und Jörg Krähenbühl von der
SVP abgewählt wird. Ich wäre deshalb
sehr vorsichtig mit der Prognose, wie
das bürgerliche Päckchen tatsächlich
funktionieren wird. Unsere Kandidaten
politisieren nicht weit von der politi-
schen Mitte entfernt und haben deshalb
durchaus gute Wahlchancen.

Sie prophezeien einen Wahlausgang,
der nicht die Debatte widerspiegelt?
Davon gehe ich aus.

Sie hoffen darauf?
Nein, das ist die Erfahrung. Die Leute

schätzen die Päckchen über ihre Köpfe
hinweg nicht. Nehmen wir die CVP-
Wähler, die für eine Kantonsfusion wa-
ren: Diese werden nicht SVP wählen.

Die Bürgerlichen führen einen Wahl-
kampf, als handle es sich um eine Er-
satzwahl für den zurücktretennden Re-
gierungsrat Wüthrich.
Diese Strategie galt schon vor vier Jah-
ren und es ist doch ganz anders gekom-
men. Und nun, mit noch mehr Kandida-
ten, ist noch eine ganz andere Dynamik
zu erwarten. Etwa wenn Matthias Imhof
von der BDP viele Stimmen bei den Bür-
gerlichen holt.

Die Allianz von FDP, CVP und SVP als
Weg, um die BDP auszubremsen?

Das würde ich an ihrer Stelle auch so
machen, um mir meine Pfründe zu si-
chern. Imhof stört – deshalb sind sie
auch bereit, Isaac Reber im Boot zu ha-
ben. Sie blenden aus, dass Reber für die
Fusion war, obwohl doch dies angeblich
ein so wichtiges Thema gewesen ist.

Die SP ist vor allem isoliert, weil es ihr
nicht gelungen ist, mit den Grünen eine
Basis zu finden.
Wir haben es versucht, aber Isaac Reber
will explizit keine Wahlallianz.

Und die Grüne Partei?
Wenn Reber nicht will, kann seine Par-
tei nicht eine Allianz eingehen. Die Grü-
nen-Präsidentin Florence Brenzikofer ist
in den Komitees von Münger und Nebi-
ker. Mehr war nicht möglich. Wir haben
jegliche Angebote gemacht – ausser
dem Ausstieg aus Harmos, der für uns
nicht infrage kommt.

Streichen die SP-Mitglieder nun Reber
vom Wahlzettel?
Wie schon gesagt: Es ist eine private Sa-
che, wer was auf den Wahlzettel
schreibt. Wir haben aber Reber auch im
Fall Sibel Arslan nicht kritisiert. Und
auch wenn es schwierig ist , muss es das
Ziel bleiben, eine links-grüne Mehrheit
in der Regierung zu haben, mit zwei So-
zialdemokraten und einem Grünen.

Hat die SP noch weitere Ideen, um den
Wahlkampf auf ein anderes Gleis zu
bringen?
Jetzt steht zuerst die Wohninitiative an,
die ein Meilenstein für den Kanton Ba-
selland sein kann. Wir werden unter-
stützt von den Grauen Panthern, wahr-
scheinlich vom Mieterverband wie auch
von den Juso. Da können wir über Par-
teigrenzen hinaus Stimmen gewinnen.

Und sonst?
Wir haben noch mehr in der Pipeline.
Aber das verrate ich nicht.
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VON CHRISTIAN MENSCH

«Wir sind auch alleine mutig genug»
Die SP Baselland ist früh in den
Wahlkampf gestartet und steht
nun mit dem Rücken zur Wand.
Die Parteipräsidentin Pia
Fankhauser sieht es anders.

SP-Präsidentin Pia Fankhauser stellt die bürgerliche Allianz für die Gesamterneuerungswahlen infrage
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Wir haben versucht, mit
den Grünen eine Basis zu

finden. Aber Reber will nicht.»
«

Pia Fankhauser: «Das Paktieren der bürgerlichen Parteispitzen kommt bei der Basis schlecht an.» KENNETH NARS

In den beiden Basel warnen im Katastro-
phenfall über 180 Sirenen die Bevölke-
rung. Sie alle müssen nun im Auftrag
des Bundes ersetzt oder umgerüstet wer-
den. Die Swisscom, über deren Netz das
Alarmsystem bisher lief, stellt das Sys-
tem aus betriebswirtschaftlichen Grün-
den ein. Deshalb nutzt man nun das Si-
cherheitsnetz Polycom, über das auch
Grenzwache, Polizei, Zivilschutz und
Feuerwehr kommunizieren. Von den 26
Kantonen haben 19 das Projekt «Poly-
alert» weitgehend umgesetzt. Beide Ba-
sel gehören zu den letzten sieben. Da die
Migration bis Ende 2015 etappenweise
erfolgt, war dies vom Bundesamt für Be-
völkerungsschutz (BABS) so vorgesehen.

Baselland ist auf Kurs: Die Sirenen
sollen im Juni 2015 ersetzt oder umge-
rüstet sein. Ins Stocken geraten ist der
Prozess hingegen in Basel-Stadt. Das Aus-
schreibungsverfahren wurde Ende 2014
abgebrochen, wie die «Schweiz am Sonn-

tag» bereits berichtete. Keiner der drei
Aspiranten, die entsprechende Sirenen
liefern, konnte den Austausch so garan-
tieren, dass immer nur fünf Sirenen
gleichzeitig umgerüstet werden. Nun er-
halten die Lieferanten die Möglichkeit,
ihre Angebote in einem freihändigen
Verfahren anzupassen, wie es beim Jus-
tiz- und Sicherheitsdepartement auf An-
frage heisst. Die Umsetzung des Projek-
tes sieht man dabei aber nicht in Gefahr:
«Nach heutiger Beurteilung ist trotz Ab-
bruch der Submission keine Verzöge-
rung ersichtlich.»

ANLASS ZUR SORGE hat auch das BABS
noch keinen. Die Migrationskapazität
liege bei rund 60 bis 100 Sirenen pro Wo-
che, sagt der zuständige Sprecher Kurt
Münger. Die 35 städtischen Sirenen, die
am gleichen Standort ersetzt werden, so-
wie die fünf neuen Sirenen können also
in einer Woche migriert werden. Und
selbst wenn nicht alle Sirenen bis Ende
2015 umgerüstet seien, könnten einzel-

ne auch noch später an das neue System
angeschlossen werden, sagt Münger.

Die Investitionskosten des Projekts
trägt der Bund. In Baselland betragen
diese gemäss dem zuständigen Amt et-
was über einer Million Franken, die Um-
rüstung in Basel-Stadt dürfte nach einer
groben Kostenschätzung rund 800 000
Franken betragen. Für den Unterhalt der
Sirenen sind die Kantone zuständig.

Sollte es in beiden Basel demnächst
zu keiner Katastrophe kommen, werden
die neuen Sirenen erstmals im 3. Febru-
ar 2016 aufheulen. Dann findet der all-
jährliche Test des Alarmsystems statt.

Neue Sirenen:
Basel im Rückstand
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VON CORSIN ZANDER

Behörden sehen dennoch keine Probleme

Sirene des alten Typus. ARCHV

Ein weiteres Volksbegehren aus dem rot-
grünen Lager kommt zustande: die neue
Bodeninitiative. Bereits sind 2790 der be-
nötigten 3000 Unterschriften liegen vor,
die meisten davon sind schon amtlich
beglaubigt. Dies bestätigt Klaus Hub-
mann, Mitglied des Initiativkomitees
und Geschäftsführer der Stiftung Habi-
tat, der «Schweiz am Sonntag». Kern der
Initiative ist, dass der Kanton Basel-Stadt
sein Land künftig grundsätzlich nicht
mehr veräussern, sondern nur noch im
Baurecht abgeben kann.

Hubmann ist zufrieden mit der Zahl
der Unterschriften. «Die Unterschriften-
sammlung ist sehr gut gelaufen, wenn
man bedenkt, dass wir keine grösseren
Strassenaktionen durchgeführt haben»,
sagt er. Wann die Initiative eingereicht
wird, steht noch nicht fest. «Im Initiativ-
komitee haben wir das weitere Vorgehen
noch nicht besprochen. Ich gehe davon
aus, dass wir uns noch im Januar tref-
fen.» Ursprünglich wollte das Komitee
die Initiative bereits 2014 einreichen.
Nun hat es keine Eile mehr. «Wir haben
keinen Druck; wir haben ja noch bis im

Sommer Zeit», sagt Hubmann. Die Sam-
melfrist läuft bis August. Für die Abstim-
mung ist Hubmann zuversichtlich. «Ich
rechne mir sehr gute Chancen aus. Gera-
de die Abstimmungen über die Zweit-
wohnungsinitiative und das neue Raum-
planungsgesetz haben gezeigt, dass die
Sensibilität der Bevölkerung für das
knappe Gut Boden relativ hoch ist.»

DIE NEUE BODENINITIATIVE hat eine be-
wegte Geschichte. Als Reaktion auf eine
erste Bodeninitiative hatte die Regierung
einen Gegenvorschlag erarbeitet, der
vom Grossen Rat im Dezember 2013
knapp abgelehnt wurde, als die SP-Gross-
räte Christian von Wartburg und Sarah
Wyss fehlten. Daraufhin zogen die Initi-
anten die erste Bodeninitiative zurück
und lancierten eine neue Initiative mit
dem Inhalt des Gegenvorschlags.

Für die Initianten – die Stiftungen
Habitat und Edith Maryon sowie der
Dachverband der Wohngenossenschaf-
ten – hat der Umweg auch einen positi-
ven Effekt. Die neue Initiative wird nun
auch von zahlreichen weiteren Parteien
und Organisationen wie SP, Grüne, Bas-
ta, EVP und Mieterverband getragen.

Neue Initiative steht
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VON VALENTIN KRESSLER

Zweite Bodeninitiative wird wohl demnächst eingereicht

Georg Kreis
Historiker und ehemaliger Präsident

der Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus

Bei der Ehrverletzung hört
die Meinungsfreiheit auf “


